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Die Zulässigkeit von Windkraftanlagen ist im Erlass für die Planung und Genehmigung von 
Windenergieanlagen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung (Windenergie-Erlass) 
vom 11.07.2011 geregelt.  
 
Es handelt sich um einen gemeinsamen Runderlass des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein Westfalen und des 
Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein 
Westfalen und der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 
Die Zulässigkeit von Kleinwindanlagen ist im Runderlass in Ziffer 6 ff wie folgt geregelt: 
 
 
Unter Kleinwindanlagen werden Anlagen unterhalb einer Anlagengesamthöhe von 50 Meter 
Höhe verstanden, die entsprechend der Regelungen der 4. Verordnung des 
Bundsimmissionsschutzgesetzes – BImSchV - nicht unter die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungspflicht fallen.  
 
Kleinwindanlagen gelten als bauliche Anlagen im Sinne des § 29 Baugesetzbuch -Bau GB- und 
des § 2 Bauordnung für das Land Nordrhein Westfalen - BauO NRW - . Nach § 63 Abs. 1 BauO 
NRW ist daher auch für Windenergieanlagen bis 50 Meter Gesamthöhe, die entweder neben 
oder auf einem Gebäude errichtet werden sollen, ein Baugenehmigungsverfahren 
durchzuführen. Neben der Baugenehmigung sind gegebenenfalls weitere 
Genehmigungen/Erlaubnisse einzuholen. Die Bauaufsichtsbehörden haben im 
Genehmigungsverfahren weitere Fachbehörden wie beispielsweise die Unteren 
Immissionsschutzbehörden/Landschaftsbehörden zu beteiligen. 
 
Zulässigkeit 
Immissionsschutzrechtliche Voraussetzungen 
Für Kleinwindanlagen gilt infolge von § 22 BImSchG, dass sie die gebietsbezogenen 



Immissionsrichtwerte nach Nr. 6.1 der Technischen Anleitung Lärm - TA Lärm - und sonstige 
immissionsschutzrechtliche Anforderungen einhalten müssen.  
 
Werden Kleinwindanlagen an Gebäuden befestigt, sind aufgrund der baulichen Verbundenheit 
auch die Immissionsrichtwerte für Innen nach Nr. 6.2 TA Lärm zu berücksichtigen, sofern im 
Gebäude nicht nur der Anlagenbetreiber wohnt. Aufgrund der sehr unterschiedlichen Höhen 
und Leistungsklassen der Kleinwindanlagen und der unterschiedlich geprägten Standorte, an 
denen Kleinwindanlagen verwirklicht werden sollen, lassen sich jedoch allgemeine 
Empfehlungen kaum aussprechen. Insbesondere bei Anlagen im Innenbereich sind im 
baurechtlichen Genehmigungsverfahren aussagekräftige Unterlagen vorzulegen, die eine 
Prüfung der immissionsschutzrechtlichen Zulässigkeit des Betriebs ermöglichen (z.B. gesicherte 
Datenblätter, in denen unabhängige Institute das Geräuschverhalten der Anlage in allen 
regulären Betriebszuständen mindestens bis zum Erreichen der Nennleistung belegen). 
 
Bauplanungsrechtliche Voraussetzungen 
Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit richtet sich nach den §§ 29 bis 36 BauGB. Im be- und 
unbeplanten Innenbereich können Kleinwindanlagen grundsätzlich als untergeordnete 
Nebenanlagen gemäß § 14 Baunutzungsverordnung - BauNVO - in allen Baugebieten zulässig 
sein.  
 
Voraussetzung ist, dass sie dem primären Nutzungszweck von Grundstücken dienen. 
Kleinwindanlagen dienen nur solange dem primären Nutzungszweck von Grundstücken 
(funktionale Unterordnung), wie sie überwiegend (> 50 %) für das jeweilige Grundstück selbst 
Energie erzeugen, nicht aber, wenn die erzeugte Energie überwiegend in das öffentliche Netz 
eingespeist wird. Darüber hinaus müssen sie der Hauptnutzung räumlich- gegenständlich 
untergeordnet sein.  
 
Die räumliche Unterordnung ist zwar nicht bereits dann ausgeschlossen, wenn die Anlage über 
die Firsthöhe der übergeordneten baulichen Anlage um etliche Meter hinausragt. Aufgrund des 
äußeren Erscheinungsbildes und wegen ihrer Abmessungen darf die Nebenanlage aber der 
Hauptanlage nicht gleichwertig erscheinen oder diese optisch verdrängen. Eine 
Kleinwindanlage kann im Hinblick auf ihr geringes bauliches Volumen in der optischen Wirkung 
derart zurücktreten, dass sie gegenüber einem Gebäude, dessen Energieversorgung sie dient, 
auch räumlich-gegenständlich als untergeordnet erscheint.  
 
Im Außenbereich können Kleinwindanlagen als untergeordnete Nebenanlagen zu privilegierten 
Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB zulässig sein. Für Anlagen, die von einem privilegierten 
landwirtschaftlichen Betrieb nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB mitgezogen werden, gilt § 35 Abs. 3 
Satz 3 BauGB unabhängig von der Höhe der Windenergieanlage nicht.  
 
Sofern sie nicht als untergeordnete Nebenanlagen zulässig sind, sind Kleinwindanlagen als 
selbstständige Anlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zu beurteilen. Aufgrund ihrer geringen 
Höhe handelt es sich nicht um raumbedeutsame Anlagen. Sie werden deshalb von der 
raumordnerischen Steuerung der Anlagenerrichtung nicht erfasst.  
 
Hat eine Gemeinde von dem Institut der bauleitplanerischen Steuerung Gebrauch gemacht und 
Konzentrationszonen ausgewiesen, muss im Einzelfall geprüft werden, ob eine Ausnahme von 
der Ausschlusswirkung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB möglich ist.  
 
Die Atypik kann sich daraus ergeben, dass eine Windenergieanlage wegen ihrer Größe oder 
wegen ihrer Funktion z.B. als einem anderen privilegierten Vorhaben zugeordnete Nebenanlage 
besondere Merkmale aufweist, die sie aus dem Kreis der Anlagen heraushebt, deren Zulassung 
die Gemeinde hat steuern wollen, beispielsweise bei Anlagen, die nicht der Einspeisung in das 
öffentliche Netz, sondern nur der Eigenversorgung dienen.  
 
Ist in der Nähe des vorgesehenen Standorts bereits eine zulässigerweise errichtete 



(Klein)Windenergieanlage vorhanden, so kann dies bei der Interessenbewertung ebenfalls zum 
Vorteil des Antragstellers ausschlagen. Auch die kleinräumlichen Verhältnisse können es 
rechtfertigen, von der auf den gesamten Planungsraum bezogenen Beurteilung des 
Planungsträgers abzuweichen. Ist aufgrund topographischer oder sonstiger Besonderheiten 
eine Beeinträchtigung der als störempfindlich und schutzwürdig eingestuften Funktionen des 
betreffenden Landschaftsraums nicht zu besorgen, so widerspricht es der Zielrichtung des 
Planvorbehalts nicht, das Vorhaben zuzulassen. 
 
 
Bauordnungsrechtliche Voraussetzungen 
 
Abstandflächen 
Die notwendige Abstandfläche einer Windenergieanlage ergibt sich aus § 6 Abs. 10 BauO 
NRW. 
 
Brandschutz 
Für Windenergieanlagen mit mehr als 30 Meter Höhe ist nach § 68 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 BauO 
NRW mit den Bauvorlagen ein Brandschutzkonzept bei der Genehmigungsbehörde 
einzureichen (§ 69 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW). Einzelheiten ergeben sich aus § 9 der 
Verordnung über bautechnische Prüfungen (BauPrüfVO). Für Kleinwindanlagen unter 30 Meter 
ist, auch wenn sich um einen Sonderbau i. S. v. § 54 BauO NRW handelt, in der Regel die 
Vorlage eines Brandschutzkonzeptes nicht erforderlich. 
 
Windenergieanlagen müssen so beschaffen sein, dass der Entstehung eines Brandes der 
Anlage und der Brandweiterleitung auf die Umgebung (Gebäude, bauliche Anlagen und Wald) 
vorgebeugt wird. Dies wird in der Regel durch Wahrung der im Erlass aufgeführten 
Abstandsregelungen (z.B. in 5.2.2.3, 5.2.3.1 und 8.1) erreicht. Soweit Anlagen im Wald oder bis 
zu 35 Meter vom Waldrand errichtet werden, sind geeignete Vorkehrungen zu treffen, wie 
beispielsweise Verwendung nichtbrennbarer Baustoffe, Ausstattung mit Blitzschutzanlagen, 
Brandfrüherkennung mit automatischer Abschaltung der Anlagen und vollständiger Trennung 
von der Stützenergie, Vorhaltung selbsttätiger Feuerlöschanlagen, regelmäßige sowie 
fachkundige Wartung und Instandhaltung (s. auch VdS3523: 2008-07, Windenergieanlagen, 
Leitfaden für den Brandschutz). 
 
Beachtung technischer Baubestimmungen 
Es wird auf den Runderlass "Einführung Technischer Baubestimmungen nach § 3 Absatz 3 
BauO NRW“ in der jeweils geltenden Fassung verwiesen. Die "Richtlinie für 
Windenergieanlagen; Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung" 
(Fassung März 2004) ist derzeit als Technische Baubestimmung nach § 3 Absatz 3 BauO NRW 
eingeführt (s. auch lfd. Nr. 2.7.12 der Liste der Technischen Baubestimmungen). Die Anlage 
2.7/10 der Liste der Technischen Baubestimmungen enthält zu beachtende ergänzende 
Bestimmungen. Auf die Anlage 2.7/10 der Liste der Technischen Baubestimmungen wird auch 
hinsichtlich der generell erforderlichen gutachtlichen Stellungnahmen eines Sachverständigen 
als Bestandteil der Bauvorlagen hingewiesen. Geeignete sachverständige Stellen sind dort 
benannt. 
 
Standsicherheit 
Gemäß § 15 Absatz 1 BauO NRW muss jede bauliche Anlage standsicher sein und darf auch 
die Standsicherheit anderer baulicher Anlagen nicht gefährden. Gemäß § 18 Absatz 3 BauO 
NRW sind Erschütterungen oder Schwingungen, die von baulichen Anlagen ausgehen, so zu 
dämmen, dass Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen.  
 
Wird eine Windenergieanlage in Windrichtung vor einer bereits bestehenden 
Windenergieanlage errichtet, kann sie durch Erhöhung der Turbulenzintensität einen 
schnelleren Verschleiß von Anlagenteilen der nachgesetzten Anlage bewirken und damit auf 
Dauer deren Standsicherheit beeinträchtigen. Um den bauordnungsrechtlichen Anforderungen 



unter Beachtung der Technischen Baubestimmungen Rechnung zu tragen, ist für freistehende 
Windenergieanlagen mit Turm und Gründung ein ausreichender Abstand untereinander und zu 
anderen vergleichbar hohen Bauwerken erforderlich. 
 
Für den Standsicherheitsnachweis von Windenergieanlagen wird auf der Grundlage der 
aktuellen Richtlinie für Windenergieanlagen (Fassung März 2004) in Verbindung mit DIN EN 
61400-1 eine geringere Turbulenzintensität angesetzt als nach der zuvor bauaufsichtlich 
eingeführten Richtlinie für Windkraftanlagen (Fassung Juni 1993), die noch bis zum Jahresende 
2005 angewendet werden durfte. Der verringerte Ansatz der Turbulenzintensität bedingt 
größere Mindestabstände der Windenergieanlagen zur Gewährleistung der Standsicherheit. Bei 
Unterschreitung der Abstände von 8 bzw. 5 Rotordurchmessern nach Abschnitt 6.3.3 der 
aktuellen Richtlinie für Windenergieanlagen können standsicherheitsrelevante Auswirkungen in 
Betracht kommen. Für Anlagen, die noch nach der älteren Richtlinie für Windkraftanlagen 
(Fassung Juni 1993) ausgelegt sind, gilt weiterhin, dass bei Abständen von weniger als 5 
Rotordurchmessern in Hauptwindrichtung standsicherheitsrelevante Auswirkungen zu erwarten 
sind und ein Abstand von weniger als 3 Rotordurchmessern im Hinblick auf die Standsicherheit 
als gefährlich einzustufen ist. 
 
Zur Genehmigung der Unterschreitung von Abständen, bei denen standsicherheitsrelevante 
Auswirkungen zu erwarten sind, ist nach Anlage 2.7/10 der Liste der Technischen 
Baubestimmungen vom Antragsteller der hinzukommenden Anlage mittels gutachtlicher 
Stellungnahme eines Sachverständigen nachzuweisen, dass Gefahren oder unzumutbare 
Belästigungen nicht entstehen. 
 
Eiswurf 
Wegen der Gefahr des Eisabwurfes sind Abstände von Windenergieanlagen zu 
Verkehrswegen, Erholungseinrichtungen und Gebäuden einzuhalten oder funktionssichere 
technische Einrichtungen zur Gefahrenabwehr (z.B. automatische Außerbetriebnahme bei 
Eisansatz oder Rotorblattheizung) erforderlich. Detaillierte Anforderungen werden in Anlage 
2.7/10 der Liste der Technischen Baubestimmungen gestellt. Im Bereich unter 
Windenergieanlagen mit technischen Einrichtungen zur Außerbetriebnahme des Rotors bei 
Eisansatz ist durch Hinweisschilder auf die verbleibende Gefährdung durch Eisabfall bei 
Rotorstillstand oder Trudelbetrieb aufmerksam zu machen. 
 
Gebühren für Baugenehmigung, Bauüberwachung und Bauzustandsbesichtigung, 
Die Gebühren sind nach der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung - AVwGebO NRW - zu 
erheben. Nach TS 2.4.1.4 Buchstabe b) des AGT der AVwGebO NRW berechnet sich die 
Gebühr für die Baugenehmigung einer Windenergieanlage, unabhängig von ihrer Höhe, mit 10 
v. T. der Herstellungssumme. 
 
Überwachung 
Nur die Überwachung des Immissionsschutzes (Lärm und Schattenwurf) gem. § 52 BImSchG 
obliegt den Kreisen und kreisfreien Städten als untere Immissionsschutzbehörden. Die 
Bauaufsichtsbehörden sind daher gemäß § 61 BauO NRW bei Windenergieanlagen dafür 
zuständig, die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften im Übrigen zu überwachen. 
 
 
Hennef (Sieg), den 05.03.2012 
In Vertretung 
 
 
 
Michael Walter 


